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1. Vorbemerkungen 

1.1 Einordnung des Planungsraumes 

Die Ortsgemeinde Eichelhardt gehört in der kommunalen Verwaltungsstruktur zur 
Verbandsgemeinde Altenkirchen-Flammersfeld und erstreckt sich im Wesentlichen entlang 
der B 256 sowie der K 40 und K 42. Sie grenzt im Norden an die Ortsgemeinde Isert und im 
Südwesten an die Ortsgemeinde Mammelzen an. Die Stadt Altenkirchen als städtisches 
Zentrum der Verbandsgemeinde und als regionalplanerisches Mittelzentrum liegt etwa 5 km 
Luftlinie südwestlich von Eichelhardt und ist in einer Fahrzeit von 7 min (Google Maps) 
erreichbar. 

An die bebaute Ortslage schließt sich im Norden und Osten größtenteils Wald, im Süden 
landwirtschaftlich genutzte Fläche in Form von Wiesen und Feldern an. 

Topographisch liegt Eichelhardt am Rand eines Höhenplateaus. Das Gelände fällt Richtung 
Nordosten ins Nistertal ab. 

Das Plangebiet, auf dem die Ortsgemeinde Eichelhardt durch diesen Bebauungsplan 
Baurecht schaffen will, liegt östlich der B 256 und wird auch über diese erschlossen. Die 
Fläche ist bereits gewerblich durch die Fa. Schumacher Group genutzt. Weiterhin befindet 
sich auf der Fläche ein Sportplatz sowie ein Dorfgemeinschaftshaus. 

Nördlich des Plangebietes schließen sich weitere gewerbliche Bauflächen an, westlich 
jenseits der B 256 liegen Misch- und Wohngebiete. Östlich und südlich grenzt Wald an das 
Plangebiet an. 

Topographisch weist das Plangebiet kaum Gefälle auf. 

1.2 Ziel und Zweck des Bebauungsplans 

Die Schumacher GmbH in Eichelhardt sind ein mittelständisches Unternehmen mit 
internationalen Standorten In Deutschland, USA, Brasilien, Russland und China. Es stellt 
Komponenten der Landmaschinenindustrie sowohl als Zulieferer als auch für Endkunden 
her. 

Das Unternehmen ist seit der Gründung im Jahre 1968 stetig gewachsen und beliefert 
Kunden und Tochtergesellschaften auf der ganzen Welt mit Schneidwerkkomponenten für 
Mähdrescher und Bindetechnologien für Ballenpressen. 

Über die vielen Jahre ist sowohl die Anzahl an Produkten als und auch die Stückzahlen stetig 
gestiegen. Aktuell werden von der Fa. Schumacher LKW und Container an zwei Standorten 
in der Gartenstraße und in der Siegener Straße in Eichelhardt verladen. Um die Logistik und 
die Lagerung von Produkten, sowie die Beladung von LKW und Containern zu optimieren, 
plant Schumacher ein zentrales Logistikzentrum in der Siegener Straße 10. In diesem 
Zusammenhang sollen auch Teilbereiche der Produktion nach betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten optimiert werden. 

Bereits im Jahr 1998 wurden die nötigen Grundstücke für die geplante Erweiterung von der 
Ortsgemeinde Eichelhardt gekauft. 

Durch die geplante Errichtung der neuen Logistikhalle wird ein großer Teil des bestehenden 
Parkplatzes überbaut. Daher wurde im Randbereich zum Wald ein neuer Parkplatz geplant. 
Eine Baugenehmigung hierfür liegt bereits vor und die Umsetzung des Bauvorhabens ist 
gestartet. 

Ziel und Zweck dieses Bebauungsplans ist die Schaffung von Baurecht zur Realisierung der 
geplanten Nutzungen im Zusammenhang mit den dafür notwendigen baulichen 
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Veränderungen. Dabei sollen die baulichen Veränderungen im Einklang mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung von Eichelhardt und insbesondere mit dem auf der anderen 
Straßenseite der B 256 gelegenen Mischgebiet stehen. 

Um einen wichtigen Wirtschaftsfaktor und langjährigen Arbeitgeber am Standort zu halten, 
ist es wichtig, diesem auch Perspektiven für eine notwendige Erweiterung zu geben. Genau 
dies soll durch den vorliegenden Bebauungsplan erreicht werden. 

Durch das Bebauungsplanverfahren sollen die unterschiedlichen städtebaulichen, 
ökologischen und sozialen Ansprüche an den Siedlungsraum abgewogen und im besten Fall 
zu einem gerechten Ausgleich gebracht werden. 

1.3 Erfordernis der Planung 

Nach § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden „die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.“ Das Plangebiet 
befindet sich bauplanungsrechtlich gesehen im unbeplanten Innenbereich. Eine Zulässigkeit 
des Vorhabens richtet sich daher nach den Bestimmungen in § 34 BauGB. Demnach ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist. Zwar ist das beim geplanten Vorhaben der Fall, jedoch möchte 
die Ortsgemeinde Eichelhardt auch im Hinblick auf künftige Vorhaben die baulichen 
Entwicklungsmöglichkeiten auf dem Areal klar durch einen Bebauungsplan regeln und vor 
allem die unterschiedlichen Nutzungs- und sonstigen Ansprüche klar gegen- und 
untereinander abwägen und im Idealfall miteinander in Einklang bringen. Hierfür ist das 
Bebauungsplanverfahren das geeignete Instrument. 

2. Vorgaben anderer raumbedeutsamer Planungen 

2.1 Raumordnerische Vorgaben 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne „den Zielen der Raumordnung anzupassen“, 
während Grundsätze der Raumordnung in die Abwägung nach § 1 Abs. 6 BauGB 
einzustellen sind.1 Für das Gebiet dieses Bebauungsplans gelten die Aussagen des 
Landesentwicklungsprogramms IV von Rheinland-Pfalz mit seiner dritten Teilfortschreibung 
(LEP IV, 2017), die im Regionalen Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald (ROP, 2017) 
präzisiert werden. 

Bei Eichelhardt handelt es sich laut dieser Pläne nicht um einen zentralen Ort, in denen 
grundsätzlich die Gewerbestandorte zu konzentrieren sind.2 Allerdings soll darüber hinaus 
auch den Bedürfnissen örtlicher Gewerbebetriebe durch die Ausweisung kleinerer, 
bedarfsorientierter und dezentral konzentrierter Gewerbeflächen Rechnung getragen 
werden.3 Da es sich bei dem Plangebiet um einen vorhandenen Gewerbestandort handelt, 
auf welchem dem ansässigen Betrieb lediglich die Möglichkeit zur Expansion gegeben 
werden soll, steht die Planung insoweit den Grundsätzen der Raumordnung nicht entgegen. 

Weiterhin grenzt das Plangebiet an ein Vorbehaltsgebiet Erholung und Tourismus an. „In den 
Vorbehaltsgebieten Erholung und Tourismus soll die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von 
Natur und Landschaft nachhaltig geschützt und die Landschaft in ihrer Funktion als Raum für 
die naturnahe, landschaftsgebundene, stille Erholung der Bevölkerung erhalten und 
entwickelt werden. In diesen Räumen soll dem Schutz des Landschaftsbildes bei 

 
1  vgl. § 3 Nr. 3 ROG 
2  vgl. G 34, ROP 
3  vgl. G 36, ROP 
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raumbedeutsamen Entscheidungen ein besonderes Gewicht beigemessen werden.“4 Bei 
dem Plangebiet handelt es sich um einen bestehenden Gewerbestandort, der zur freien 
Landschaft hin durch einen Wald abgeschirmt ist. 

Die geplante Gebietsausweisung befindet sich somit im Einklang mit den Grundsätzen der 
Raumordnung. Ziele der Raumordung stehen der Aufstellung des Bebauungsplans 
erkennbar nicht entgegen. 

2.2 Fachplanerische Vorgaben 

2.2.1 Straßenplanungen 

Das Plangebiet erstreckt sich entlang der B 256 innerhalb der Ortsdurchfahrt. Falls 
fachplanerische Vorgaben zu berücksichtigen sind, wird im Rahmen der 
Behördenbeteiligung eine entsprechende Information seitens des Landesbetriebs Mobilität 
erfolgen. 

2.2.2 Ver- und Entsorgung 

-keine- 

2.3 Darstellungen des Flächennutzungsplans 

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan der Alt-Verbandsgemeinde Altenkirchen ist der 
räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplans zum größten Teil als gewerbliche 
Baufläche dargestellt. Die Fläche des derzeitigen Sportplatzes ist als Fläche für Sport- und 
Spielanlagen – Zweckbestimmung Sportanlagen dargestellt. Somit ist der Bebauungsplan in 
Teilen nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

Normalerweise ist für die Aufstellung eines Bebauungsplanes, der nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt ist, zumindest die parallele Änderung des 
Flächennutzungsplans in einem gesonderten Verfahren erforderlich (§ 8 Abs. 3 BauGB). 

Gemäß § 8 Abs. 4 Satz 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt ist, als vorzeitiger Bebauungsplan ohne parallele Änderung 
des Flächennutzungsplans aufgestellt werden, wenn Gebiets- oder Bestandsänderungen der 
Gemeinde stattgefunden haben. Dies ist bei der Zusammenlegung der alten 
Verbandsgemeinden Altenkirchen und Flammersfeld der Fall. Mit den Planungen für die 
Aufstellung eines neuen Flächennutzungsplans für das gesamte neue 
Verbandsgemeindegebiet wurde bereits begonnen, das Verfahren wird aber noch einige Zeit 
in Anspruch nehmen. 

Der vorzeitige Bebauungsplan kann nur aufgestellt werden, wenn dringende Gründe es 
erfordern und der Bebauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung des 
Gemeindegebiets nicht entgegenstehen wird. Die Schaffung von Entwicklungsmöglichkeiten 
für ein ortsansässiges gewerbliches Unternehmen ist ein dringender Grund, da sowohl ein 
wohnortnahes Arbeitsplatzangebot als auch die Standorttreue von bestehenden Betrieben 
wichtige Aspekte der gemeindlichen Entwicklung sind. Aufgrund des nationalen und 
internationalen wirtschaftlichen Wettbewerbs, dem sich die Betriebe stellen müssen, können 
erforderliche Expansionen nicht bis zum Abschluss des Flächennutzungsplanverfahrens 
zurückgestellt werden. Die Folge wäre eine Abwanderung des Betriebs und das Entstehen 
von größeren Konversionsflächen, was nicht im Interesse der gemeindlichen Entwicklung 
liegt. 

 
4  G 58, ROP 
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Der vorzeitige Bebauungsplan steht auch nicht der beabsichtigten städtebaulichen 
Entwicklung der Gemeinde entgegen. Die gewerbliche Erweiterung verdrängt den 
bestehenden Sportplatz sowie das Vereinsheim. Für beides wurde bereits ein neuer Standort 
gefunden, ein entsprechender vorzeitiger Bebauungsplan für den neuen Standort wurde 
bereits aufgestellt. Auch in die Konzeption des neuen Flächennutzungsplans wurde sowohl 
die in diesem Bebauungsplan erfolgende Erweiterung des Gewerbegebiets als auch der 
neue Standort für Sportplatz und Vereinsheim integriert. 

3. Sonstige für die Planung relevante Vorgaben und 
Sachverhalte 

3.1 Topographie 

Das Gelände ist innerhalb des Plangebiets kaum geneigt und fällt außerhalb des Plangebiets 
stark Richtung Osten ab. 

3.2 Bestehende Rechtsverhältnisse 

Es bestehen erkennbar keine Konflikte zu bestehenden Rechtsverhältnissen. 

3.3 Ökologische Situation und Wertigkeit 

Die im Natur- und Kulturraum in Anspruch genommenen Flächen sind hinsichtlich ihrer 
Wertigkeit als unterdurchschnittlich einzuordnen. 

Innerhalb des Planungsbereichs liegen keine aus Sicht des Arten- und Biotopschutzes 
wertvollen Flächen. Lediglich der Altholz-Gehölzstreifen entlang der B 256 im Nordteil des B-
Plan-Gebietes weist naturnahe, ökologisch wertvolle Strukturen auf, die auch aus 
faunistischer Sicht den potentiell am höchsten zu bewertenden Teillebensraum darstellen.  

Eine deutliche Vorbelastung ist durch die Zerschneidungswirkung, Verlärmung und den 
Abgaseintrag durch die B 256 sowie das vorhandene G-Gebiet gegeben. 

Die ökologische Situation und Wertigkeit im Plangebiet und dessen Umgebung sowie die 
diesbezüglichen Auswirkungen der geplanten Bebauung wurde im Umweltbericht analysiert, 
der Bestandteil dieser Begründung ist (Anlage 1). 

4. Städtebauliche Konzeption 

4.1 Erläuterungen zum Plankonzept 

Das Plankonzept sieht die Ausweisung nahezu der gesamten Fläche als Gewerbegebiet vor. 
Neben den bestehenden gewerblich genutzten Flächen wird somit der Sportplatz, das 
Vereinsheim sowie eine Wiese nördlich des Sportplatzes gewerblich überplant. Für den 
Sportplatz und das Vereinsheim wurden bereits Ersatzstandorte am südlichen Ortsrand von 
Eichelhardt gefunden. 

Entlang der B 256 soll die bestehende Gehölzpflanzung insbesondere mit den hohen 
Laubbäumen erhalten bleiben. Diese Bepflanzung bietet eine wirksame optische 
Abschirmung der großen Baukubaturen des Gewerbegebietes gegenüber der 
Mischbebauung auf der anderen Straßenseite der B 256. An der bestehenden Zufahrt zum 
Betriebsgelände an der B 256 wird die Grünfestsetzung unterbrochen. Die Zufahrt soll jedoch 
von der Hauptzufahrt zu einer Nebenzufahrt herabgestuft werden. Die Hauptzufahrt zum 
Betriebsgelände soll entsprechend der dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Konzeption 
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von Norden über die Dr. Heinrich-Stein-Straße erfolgen, die wiederum in die B 256 
einmündet. 

Die Erschließung der Waldflächen im Außenbereich erfolgte bisher über das Betriebsgelände 
der Schumacher GmbH. Aufgrund der angestrebten baulichen Erweiterungen soll diese an 
den nördlichen Rand des Plangebiets verlegt werden. Eine entsprechende Abstimmung mit 
der Forstverwaltung und die bauliche Genehmigung wurde bereits erteilt. 

4.2 Eingearbeitete Begleitpläne und Gutachten 

4.2.1 Umweltbericht 

Gemäß § 2a Nr. 2 BauGB wurde im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans ein 
Umweltbericht erarbeitet, die Bestandteil dieser Begründung ist (Anlage 1). Im Rahmen des 
Umweltberichts wurde auch ein Grünordnungsplan mit Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
erstellt, die die Eingriffe in Natur und Landschaft darstellt und bewertet sowie Empfehlungen 
zur Vermeidung und Kompensation gibt. 

Die im Natur- und Kulturraum Altenkirchener Hochfläche in Anspruch genommenen Flächen 
sind hinsichtlich ihrer ökologischen Wertigkeit als  deutlich unterdurchschnittlich einzuordnen. 

Innerhalb des bereits als Gewerbestandort und Freizeitgelände genutzten Planungsbereichs 
liegen keine aus Sicht des Arten- und Biotopschutzes wertvollen Flächen. 

Bei der Realisierung der vorliegenden Planung kommt es durch die Anlage der Flächen für 
Gewerbe und den ruhenden Verkehr zum kleinräumigen Verlust von Lebensräumen für Tiere 
und Pflanzen sowie zur Neuversiegelung von Boden und dadurch zur Beeinträchtigung des 
Wasserhaushalts aufgrund der Verringerung der Grundwasserneubildungsrate und der 
Veränderung des Oberflächenabflusses. Eine Störung der Bodenprofile und Verdichtung 
erfolgt darüber hinaus auf bis zu 4,5 ha. Durch die Bebauung und Versiegelung gehen 
kleinräumig Kaltluftentstehungsgebiete verloren, befestigte Flächen heizen sich stärker auf 
und haben eine geringere Verdunstungsrate, Klimaextreme verstärken sich punktuell. Der 
Kaltluftabfluss für die bestehenden Gewerbeflächen wird nicht negativ beeinflusst.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbilds durch die Ausweitung der Bebauung ist durch die 
visuelle Abschirmung durch Gehölzstreifen und Waldbestände unerheblich. 

Im Rahmen der Geländeaufnahme wurden Vogelarten der Siedlungsbereiche und von 
Gehölzstrukturen nachgewiesen, die als häufig vorkommend und relativ 
störungsunempfindlich einzuschätzen sind (Amsel, Blaumeise, Eichelhäher, Elster, 
Kohlmeise, Rabenkrähe, Ringeltaube, Rotkehlchen).  

Die wenig ausgeprägten Säume und Raine sowie der Sportrasen bieten für 
blütenbesuchende Insekten und Bewohner höherer, strukturierter Krautvegetation keine 
Lebensraumbedingungen.  

Das potentielle Fledermausvorkommen wurde einer speziellen Erfassung unterzogen. Im 
Waldrandbereich entlang der Ostgrenze des Planungsbereichs und im Umfeld des 
straßenparallelen Gehölzstreifens konnten nur einzelne Individuen weniger Arten festgestellt 
werden. Über dem sehr arten- und blütenarmem Grasland wurden keine jagenden 
Fledermäuse detektiert.  

Aufgrund der gewerblichen Nutzungen, der Verkehrsflächen und des Sportbetriebes treten 
für alle potentiell auftretenden Faunenelemente deutliche Störungen auf. 

Insgesamt kommt es nicht zu erheblichen und nachhaltigen Beeinträchtigungen aller 
relevanten Umweltfaktoren. 
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4.2.2 Immissionsschutz-Gutachen (Anlage 2) 

Um dem allgemeinen Grundsatz der Konfliktbewältigung im Rahmen der Bauleitplanung 
Rechnung zu tragen, wurden zur Sicherung des Immissionsschutzes an der umliegenden 
schutzbedürftigen Nutzung folgende Situationen untersucht und dargestellt: 

Gewerbelärm 

• Beurteilung der auf die außerhalb des Plangebietes befindliche Wohnnutzung 
einwirkenden Gewerbelärmgeräusche aus dem Betrieb der SCHUMACHER GmbH. 
Vergleich der ermittelten Geräuscheinwirkungen mit den Orientierungswerten der [DIN 
18005 Bbl. 1]. Bei Bedarf Darlegung erforderlicher Lärmminderungsmaßnahmen bzw. 
textlicher Festsetzungen für den B-Plan. 

Verkehrslärm 

• Ermittlung der schalltechnischen Auswirkungen durch die im Zusammenhang mit der 
Planung stehenden Zusatzverkehre im öffentlichen Verkehrsraum auf die außerhalb des 
Plangebietes bestehenden schutzbedürftigen Nutzungen. 

Hierzu wurde eine Schallimmissionsprognose erstellt. Die Planungsgrundlagen und die 
getroffenen Annahmen und Voraussetzungen werden in Anlage 2 erläutert. 

Ergebnisse 

Die schalltechnischen Untersuchungen haben in Hinblick auf die im Rahmen der 
Bauleitplanung anzustrebenden Orientierungswerte der [DIN 18005 Bbl. I] bzw. der 
jeweiligen im Baugenehmigungsverfahren heranzuziehenden Immissionsrichtwerte der [TA 
Lärm] Folgendes ergeben: 

Gewerbelärm 

• Die Berechnung zur Zulässigkeit bzw. Umsetzbarkeit des vorgelegten 
Nutzungskonzeptes zeigt, dass die gemäß [TA Lärm] zulässigen Immissionsrichtwerte 
zur Tageszeit und in der ungünstigsten vollen Nachtstunde an den maßgeblichen 
Immissionsorten unter Berücksichtigung der im Gutachten beschriebenen Grundlagen 
und Rahmenbedingungen eingehalten bzw. unterschritten werden. Die 
Unterschreitungen betragen am Tag mindestens 7 dB und nachts mindestens 8 dB. 

• Aufgrund der Unterschreitung der geltenden Immissionsrichtwerte zur Tages- und 
Nachtzeit von mindestens 6 dB wird nach Ziffer 3.2.1 der [TA Lärm] auf eine 
Untersuchung der Geräuschvorbelastung verzichtet. 

• Kurzzeitige Geräuschspitzen, die die geltenden Immissionsrichtwerte am Tag um mehr 
als 30 dB und mehr als 20 dB nachts überschreiten, sind nicht zu prognostizieren. Die 
Spitzenpegelkriterien nach Ziffer 6.1 der [TA Lärm] werden somit ebenfalls eingehalten. 

Auswirkungen des anlagenbezogenen Zusatzverkehrs auf die Bestandsbebauung 

Die schalltechnische Auswirkung der durch das Plangebiet erzeugten Mehrverkehre für die 
außerhalb des Geltungsbereiches befindliche Bestandsbebauung hat – bezogen auf die 
Gesamtverkehrssituation – zusammenfassend Folgendes ergeben: 

• Durch das geplante Vorhaben sind im Bereich der Siegener Straße 
Lärmpegelerhöhungen von gerundet 1 dB im Tageszeitraum zu prognostizieren. Pegel 
in dieser Größenordnung sind als schalltechnisch relevant zu bezeichnen. 

• In Hinblick auf die gebietsspezifischen Orientierungswerte der [DIN 18005 Bbl. 1] kann 
festgestellt werden, dass diese im Bereich der betrachteten Immissionsorte im Tages- 
und Nachtzeitraum bereits im Analysefall, d.h. ohne die anlagenbezogenen 
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Zusatzverkehre überschritten werden. Zudem kommt es an einem untersuchten 
Immissionspunkt (IP_A) bereits im Analysefall während der Nachtzeit zu 
Überschreitungen der Zumutbarkeitsschwelle von 60 dB(A). An Immissionspunkten mit 
bereits bestehenden Überschreitungen der Zumutbarkeitsschwelle kommt es allerdings 
zu keiner weiteren Erhöhung dieser Überschreitungen. 

• Im Bereich der Siegener Straße werden die für Dorfgebiete (MD) geltenden 
Immissionsgrenzwerte der [16. BImSchV] im Tageszeitraum bereits im Analysefall am 
Immissionsort IP_A überschritten. 

5. Begründung der einzelnen Festsetzungen 

5.1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

5.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Als Art der baulichen Nutzung wird „Gewerbegebiet“ festgesetzt.5 

Dies entspricht der derzeitigen Nutzung des überwiegenden Teils des Plangebiets. An dieser 
Nutzungsart soll festgehalten werden. Hierdurch werden auch Konflikte mit der bestehenden 
Mischbebauung auf der anderen Straßenseite der B 256 minimiert. 

Ausgeschlossen werden Einzelhandelsbetriebe, da die Ansiedlung von 
Einzelhandelsbetrieben mit dem bestehenden Einzelhandelskonzept der Verbandsgemeinde 
Altenkirchen in Konflikt stehen würde. 

Laut dem Einzelhandelskonzept sollen Facheinzelhandelsgeschäfte und Fachmärkte mit 
innenstadtrelevanten Kernsortimenten im zentralen Versorgungsbereich der Stadt 
Altenkirchen konzentriert werden. Auch Nahversorgungsrelevante Sortimente sollen 
ausschließlich auf Standorte mit Zentrenbezug gelenkt werden. Geeignete Standorte können 
definiert und planungsrechtlich abgesichert werden. Bei dem Gewerbegebiet „Siegener 
Straße“ handelt es sich jedoch nicht um einen geeigneten Standort, da er keinen 
Zentrenbezug hat und auch ansonsten nicht durch vorhandenen Einzelhandel geprägt ist. 

Großflächiger Einzelhandel auch mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten ist gemäß dem 
Landesentwicklungsprogramm IV ohnehin nur der Stadt Altenkirchen vorbehalten. 

Auch Vergnügungsstätten werden aus dem Katalog der zulässigen Nutzungen 
ausgeschlossen, da die Ansiedlung von Vergnügungsstätten der ländlichen Struktur des 
Ortes Eichelhardt widerspricht. 

5.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl wird mit 1,0 festgesetzt.6 Dies entspricht bereits der gegenwärtigen 
Flächeninanspruchnahme auf den gewerblich genutzten Flächen und auch dem Bedarf des 
ansässigen Unternehmens neben den Gebäuden an Hof- und Rangierflächen. Auch der 
derzeitige Sportplatz kann aufgrund des hohen Verdichtungsgrades seines Lavabelags als 
vollständig versiegelt bezeichnet werden. Lediglich die vorhandene Wiese nördlich des 
Sportplatzes wird somit zusätzlich in Anspruch genommen. 

 
5  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO 
6  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO 
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Höhe baulicher Anlagen 

Die Höhe baulicher Anlagen7 wird als absolute Höhe über NHN mit 321,00 m festgesetzt. 
Dieses Maß liegt 14 m über der Höhe des bestehenden Geländes. Die vorhandenen 
baulichen Anlagen sind ca. 8 m hoch, die geplante Erweiterung ist mit einer Höhe von 
11,20 m geplant. Um darüber hinaus noch Möglichkeiten zur Installation von Dachaufbauen 
wie zum Beispiel Photovoltaikanlagen haben, wird die maximale Gebäudehöhe von 
321,00 m festgesetzt. Gegenüber der Bebauung auf der anderen Seite der B 256 und 
gegenüber dem Offenland wird die Bebauung durch die vorhandenen Bäume wirksam 
abgeschirmt. 

5.1.3 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im vorliegenden Bebauungsplan durch die 
Ausweisung von Baugrenzen festgesetzt.8 Der Abstand der Baugrenze von der festgesetzten 
Grenze des Gewerbegebiets beträgt in der Regel 5 m, berücksichtigt aber die Lage der 
Bestandsbebauung. Durch die großzügige Festsetzung soll eine flexible Nutzung des 
Gewerbegebietes möglich sein. Beeinträchtigungen von anderen Belangen werden durch die 
Festsetzung nicht gesehen. 

5.1.4 Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten 

Eine großzügige Festsetzung für die Anordnung von Stellplätzen und Garagen dient einer 
optimalen Nutzung der Bauflächen.9 Garagen und Stellplätze dürfen die vorgeschriebene 
Baugrenze überschreiten und müssen lediglich einen Abstand von 1,50 m zur 
Straßenbegrenzung halten. Eine Errichtung von Garagen und Carports bzw. die Herstellung 
von Stellplätzen an der Straßenbegrenzungslinie wird aus städtebaulichen Gründen 
untersagt, damit auch innerhalb des Gewerbegebiets eine gewisse optische Auflockerung 
des Straßenraums erfolgt. 

Bauordnungsrechtliche Bestimmungen, wie z.B. die allgemeine Längenbeschränkung von in 
den Abstandsflächen errichteten Anlagen auf 12 m,10 gelten fort. 

5.1.5 Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO) 

Grundsätzlich können gem. § 23 Abs. 5 BauNVO Nebenanlagen auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen werden. Im Sinne einer aufgelockerten 
Gestaltung des Straßenraumes müssen Nebenanlagen aber dennoch einen Mindestabstand 
von 1,50 m zur Straßengrenze halten.11 

Bauordnungsrechtliche Bestimmungen, wie z.B. die Längenbeschränkung von in den 
Abstandsflächen errichteten Anlagen auf 12 m,12 gelten fort. 

5.1.6 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Die Hauptzufahrt zum Betriebsgelände soll entsprechend der dem Bebauungsplan zugrunde 
liegenden Konzeption von Norden über die Dr. Heinrich-Stein-Straße erfolgen, die wiederum 
in die B 256 einmündet. Die entsprechende Fläche wird als Verkehrsfläche festgesetzt.13 

 
7  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO 
8  § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 3 BauNVO 
9  § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO 
10  § 8 Abs. 9 LBauO 
11  § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO 
12  § 8 Abs. 9 LBauO 
13  § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
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Die Erschließung der Waldflächen im Außenbereich erfolgte bisher über das Betriebsgelände 
der Schumacher GmbH. Aufgrund der angestrebten baulichen Erweiterungen soll diese an 
den nördlichen Rand des Plangebiets verlegt werden. Die entsprechende Fläche wird als 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – land- und forstwirtschaftlicher Verkehr 
festgesetzt. 

Die Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung befinden sich 
derzeit teilweise in Privateigentum. Nach erfolgter Herstellung der Erschließungsanlagen 
durch die ansässige Fa. Schumacher sollen sie in das Eigentum der Ortsgemeinde 
Eichelhardt übertragen werden. 

5.1.7 Versorgungsflächen 

An der B 265 wird ein 50 m langer und 5 m breiter Streifen innerhalb der privaten Grünfläche 
als Versorgungsfläche – Zweckbestimmung Wasser festgesetzt.14 Die Fläche dient der 
Aufnahme von unterirdischen Behältern zur Versorgung des Gewerbegebietes mit 
Löschwasser. 

5.1.8 Private Grünflächen 

Zur B 256 hin wird eine 12 m breite private Grünfläche festgesetzt, auf welcher der 
vorhandene Baumbestand erhalten werden soll.15 Weiterhin sollen dort unterirdische 
Löschwassertanks untergebracht werden. 

5.1.9 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft 

Das Gebot zur wasserdurchlässigen Befestigung von Stellplätzen dient der Beschränkung 
des oberirdischen Niederschlagswasserabflusses und der Förderung der 
Grundwasserneubildung.16 

5.1.10 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Zum Schutz von Aufenthaltsräumen innerhalb des Gewerbegebietes vor dem Verkehrslärm 
auf der B 256 werden gemäß den Empfehlungen des Lärmschutzgutachtens verschiedene 
Lärmpegelbereiche innerhalb des Gewerbegebiets festgesetzt17, in denen nach den 
einschlägigen DIN-Normen bestimmte Schalldämmmaße nachzuweisen sind. 

5.1.11 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Das Gebot zur Anpflanzung von Bäumen im Bereich der Stellplätze dient zur Durchgrünung 
der ansonsten optisch wenig aufgelockerten Stellplatzflächen und dem Spenden von 
Schatten auf den ansonsten stark der Sonne ausgesetzten Autos.18 

5.1.12 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Zur Minimierung des Eingriffs in Natur und Landschaft soll der bestehende Baumbestand 
entlang der B 256 erhalten bleiben.19 Dieser dient neben seinen ökologischen Funktionen 

 
14  § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB 
15  § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
16  § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
17  § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
18  § 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. a BauGB 
19  § 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. b BauGB 
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auch der optischen Abschirmung des Gewerbegebiets gegenüber der Mischbebauung auf 
der anderen Straßenseite. 

5.2 Hinweise 

Bei den in Ziff. 2 der Textfestsetzungen gegebenen Hinweisen handelt es sich teilweise um 
Verweise auf Bestimmungen, die zusätzlich zu den Festsetzungen im Bebauungsplan bei 
der Errichtung von baulichen Anlagen zu beachten sind. Hierzu zählen die Bestimmungen 
zum Bodenschutz und die Regelungen zur Abstimmung mit den Verbandsgemeindewerken 
Betzdorf-Gebhardshain. 

6. Auswirkungen der Planung 

6.1 Erschließung 

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die Dr. Heinrich-Stein-Straße sowie über die 
vorhandene Zufahrt an der B 256, die jedoch nur noch als untergeordnete Nebenzufahrt 
dienen soll. Die Dr. Heinrich-Stein-Straße soll durch die Fa. Schumacher entsprechend der 
erwarteten Befahrung durch Lkw ausgebaut und anschließend der Ortsgemeinde übergeben 
werden. 

6.2 Oberflächenentwässerung 

Das anfallende Niederschlagswasser wird dem östlich anschließenden Wald zugeleitet und 
soll dort auf Flächen, die sich im Eigentum der Fa. Schumacher befinden, versickert werden. 

6.3 Ver- und Entsorgung 

6.3.1 Strom:  

Es besteht bereits eine Versorgung mit Elektrizität. Ein Ausbau dieser Versorgung ist für die 
geplanten Vorhaben nicht vorgesehen. 

6.3.2 Straßenbeleuchtung:  

Die erforderliche Straßenbeleuchtung wird im Rahmen des Ausbaus der 
Erschließungsanlagen durch die Fa. Schumacher soweit erforderlich ergänzt. 

6.3.3 Telekommunikation:  

Das Gelände ist bereits mit Telekommunikationsanlagen versorgt. Ein Ausbau der 
Telekommunikationsanlagen ist zunächst nicht vorgesehen. 

6.3.4 Gasversorgung:  

Im Rahmen der Beteiligungsverfahren wird eine Aussage zur Gasversorgung erwartet. 

6.3.5 Schmutzwasserentsorgung:  

Für die Schmutzwasserentsorgung sind die Verbandsgemeindewerke Altenkirchen-
Flammersfeld zuständig. Über die Art und Weise erfolgt im Rahmen der technischen Planung 
eine Abstimmung zwischen Fa. Schumacher und Verbandsgemeindewerken. 
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6.4 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Im Umweltbericht (Anlage 1) wird eine Bilanzierung des Eingriffs in Natur und Landschaft 
erarbeitet. Demnach kommt es durch Eingriffe in die Biotoptypen „Siedlungsgehölz alte 
Ausprägung“, „Siedlungsgehölz junge Ausprägung“ und „Sportrasen“ zu Eingriffen von 
insgesamt 38.220 ÖWP (ökologischen Wertpunkten). Der Ausgleich dieser Eingriffe wird im 
weiteren Verfahren festgelegt. 

7. Beteiligungen 

7.1 Bürgerbeteiligung 

7.1.1 Frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

[…] 

7.1.2 Offenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

[…] 

7.2 Beteiligung der Behörden 

7.2.1 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

[…] 

7.2.2 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB 

[…] 

8. Flächenverteilung 

8.1 Flächenbilanz 

Die Gesamtfläche des Baugebietes „Gewerbegebiet“ beträgt ca. 4,94 ha. Diese verteilen sich 
wie folgt auf die unterschiedlichen Nutzungsarten: 

Sonstiges Sondergebiet 45.611 m² 
Straßenverkehrsflächen 1.112 m² 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 396 m² 
Private Grünflächen 2.253 m² 

Gesamt 49.372 m² 

9. Maßnahmen zur Verwirklichung 

9.1 Bodenordnung 

Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans mit Ausnahme Teilen der 
Verkehrsflächen befindet sich im Eigentum der Fa. Schumacher. Die festgesetzten 
Verkehrsflächen werden der Ortsgemeinde nach erfolgtem Ausbau übereignet. 
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9.2 Erschließung 

Die erforderlichen Erschließungsmaßnahmen (Ausbau und Ertüchtigung der Dr. Heinrich-
Stein-Straße) werden durch die ansässige Fa. Schumacher durchgeführt. 

Erforderliche Baumaßnahmen zur Bereitstellung einer ausreichenden Versorgung mit 
Löschwasser befinden sich derzeit in der Abstimmung zwischen Kommunalverwaltung und 
ansässigem Gewerbebetrieb. Eine entsprechende Fläche zur Positionierung von 
Löschwassertanks wird im Bebauungsplan festgesetzt. 

9.3 Finanzierung 

Zur Realisierung der Planung werden voraussichtlich keine kommunalen Finanzmittel 
benötigt. 

Eine Vereinbarung über die Bereitstellung von Löschwasser muss noch zwischen 
Ortsgemeinde und ansässigem Gewerbebetrieb geschlossen werden. 

9.4 Folgeinvestitionen 

Folgeinvestitionen werden derzeit keine für erforderlich gehalten.  
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